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Der Bundesminister des Innern 

ÖS 15 — 625 210/8 


Bonn, den 30. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundeskriminalamt 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 1968 
— Drucksache V/3569 — 


In Erfüllung des Ersuchens des Deutschen Bundes- 
tages berichte ich; 

A, 

Fortgang des Ausbaues und der personellen und 
technischen Ausstattung des Bundeskriminalamtes 

1. Die Bemühungen, die personelle Lage des Bun- 
deskriminalamtes zu verbessern, wurden fortge- 
setzt. 

Im allgemeinen Kriminaldienst sind z. Z. noch 31 
Planstellen unbesetzt. Am 1. Juli 1969 werden 
13 zur Laufbahnprüfung heranstehende Anwärter 
die Ausbildung abschließen und zur Dienstlei- 
stung zur Verfügung stehen. Außerdem liegen 
eine Reihe von Bewerbungen von Beamten aus 
den Ländern vor. Künftig frei werdende Stellen 
sollen durch die Übernahme solcher Bewerber 
und durch die Einstellung von 20 Anwärtern zum 
1. Juni 1969 besetzt werden. 

Schwierigkeiten bereitet die Gewinnung von qua- 
lifizierten wirtschaftskriminalistischen Sachbear- 
beitern. Stellenausschreibungen hatten nicht den 
gewünschten Erfolg. 

Im leitenden Kriminaldienst sind z. Z. noch 11 
Planstellen unbesetzt. 

Schwieriger hat sich im letzten Jahr die Perso- 
nalgewinnung und -erhaltung von Angestellten, 
insbesondere von Schreib- und Fernschreibkräf- 
ten gestaltet. 31 Einstellungen standen 1968 25 
Abgänge gegenüber. Insgesamt sind z. Z. 34 
Angestelltenstellen nicht besetzt. 

Auch die Bemühungen um die Einstellung wis- 
senschaftlicher Mitarbeiter und Programmierer 


für die elektronische Datenverarbeitung hatten 
bisher nur teilweise Erfolg, weil die Erfüllung 
der Gehaltsansprüche qualifizierter und erfahre- 
ner Bewerber auf große Schwierigkeiten stößt 
oder unmöglich ist. Die Stelle des wissenschaft- 
lichen Leiters der Arbeitsgruppe Elektronik 
konnte durch einen qualifizierten und schon seit 
Jahren in der elektronischen Datenverarbeitung 
tätigen Diplommathematiker besetzt werden. 

2. Die technische Ausstattung des Bundeskriminal- 
amtes wurde durch folgende größere Anschaffun- 
gen ergänzt: 

Für die Abteilung Kriminaltechnik: 


1 Digital-Mehrzweckrechner- 

system ca. 95 000 DM 

1 Gaschromatograph ca. 25 000 DM 

1 Spektrometerzusatz ca. 17 000 DM 

Für den Fernmeldedienst: 

1 Dipol-Antenne ca. 23 000 DM 

3 Fernschreibgeräte ca. 25 000 DM 

2 Telebild-Empfangsautomaten ca. 56 000 DM 

Funkgeräte für die Sicherungs- 
gruppe ca. 60 000 DM 

Zur weiteren Rationalisierung des Arbeitsab- 


laufs in den Abteilungen Zentralfahndung und 
Sicherungsgruppe sind 7 zusätzliche Karteilifte 
im Werte von ca. 80 000 DM angeschafft wor- 
den. 

3. Der räumliche Ausbau des Bundeskriminalamtes 
geht leider nicht mit der erforderlichen Beschleu- 
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nigung voran. Die in den bisherigen Berichten 
dargelegte Raumnot besteht fort. Bereits heute 
zeigt sich die Notwendigkeit, zusätzlich zu dem 
zur Zeit in der Planung befindlichen zweiten und 
dritten Bauabschnitt einen weiteren Bauteil für 
die Unterbringung der elektronischen Daten- 
verarbeitungsanlagen und des hierfür erforder- 
lichen zusätzlichen Personals zu errichten. 

B. 

Stand des Aufbaues eines Bildübertragungsnetzes 
zwischen dem Bundeskriminalamt und den Ländern 

In den Versuchen in den Jahren 1967 und 1968 
wurde festgestellt, daß im Wege der Bildübertra- 
gung Lichtbilder, Fingerabdruckbogen, Schriftstücke, 
Flandschriften und Abbildungen von einer Polizei- 
dienststelle zu einer anderen übermittelt werden 
können. Bildübertragungen können somit zu einer 
sofortigen Identifizierung von Personen und Sachen 
beitragen. Neben der Täteridentifizierung wird 
dadurch in Zukunft auch die Identifizierung von 
unbekannten Toten und von aufgegriffenen hilflosen 
Personen schneller als bisher möglich sein. Die 
Bildübertragung auf dem Drahtwege stellt sich somit 
als ein geeignetes Mittel zur Intensivierung der 
Verbrechensbekämpfung dar. Der Arbeitskreis II 
„Öffentliche Sicherheit und Ordnung" der Arbeits- 
gemeinschaft der Innenminister der Bundesländer 
hat deshalb in seiner Sitzung vom 7./8. November 
1968 die baldige Errichtung eines polizeieigenen 
Bildnetzes empfohlen. Das Bildnetz soll als Stern- 
netz ausgelegt werden und in der sogenannten obe- 
ren Netzebene die Landeskriminalämter mit dem 
Bundeskriminalamt verbinden. Die Länder wurden 
gebeten, dafür zu sorgen, daß die notwendigen Mit- 
tel spätestens im Haushalt 1970 zur Verfügung ste- 
hen. Die Sende- und Empfangsgeräte müssen die 
Länder für ihren eigenen Bereich selbst anschaffen. 
Das Bildübertragungsnetz dagegen soll gemeinsam 
von Bund und Ländern finanziert werden. Die 
Kosten für den Betrieb der oberen Netzebene wer- 
den zwischen 500 000 und 600 000 DM jährlich be- 
tragen. 

Mit der Verwirklichung der ersten Phase der Bild- 
übertragung zwischen dem Landeskriminalamt Nord- 
rhein-Westfalen und dem Bundeskriminalamt wurde 
am 2. Januar 1969 begonnen. Im Bundeskriminalamt 
ist zu diesem Zwecke ein besonderer Schicht- und 
Bereitschaftsdienst eingerichtet worden. Die sofor- 
tige Auskunftserteilung ist sichergestellt. Erste Er- 
folge sind zu verzeichnen. 

C. 

Stand der Vorarbeiten zur Einführung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung im Bundeskriminaiamt 
sowie des Aufbaues eines Datenübertragungsnetzes 
zwischen dem Bundeskriminaiamt und den Ländern 
und Zeitpunkt, zu dem die Aufnahme des prakti- 
schen Einsatzes der elektronischen Datenverarbei- 
tung vorgesehen ist 

Die Vorarbeiten zur Einführung der elektronischen 
Datenverarbeitung im Bundeskriminaiamt sind in 


dem vergangenen Jahr intensiv weitergeführt wor- 
den. Es bestehen heute klarere Vorstellungen über 
die Möglichkeiten des Einsatzes der elektronischen 
Datenverarbeitung in der Kriminalpolizei, als sie 
in meinem Bericht vom 29. Januar 1968 vorgetra- 
gen werden konnten. Das Bundeskriminaiamt hat 
sich selbst einen Zeitplan für die Übernahme be- 
stimmter Tätigkeiten in die elektronische Daten- 
verarbeitung gesetzt, der allerdings als Zielvorstel- 
lung noch keine Verbindlichkeit besitzen kann, 
zumal die Erfahrungen in den letzten Jahren mit der 
elektronischen Datenverarbeitung bewiesen haben, 
daß sich dem praktischen Einsatz oft unvorhergese- 
hene Schwierigkeiten entgegenstellon. 

Im einzelnen berichte ich: 

1. Die mit Zustimmung der Ständigen Konferenz 
der Innenminister gebildete Arbeitsgruppe hat 
sich bewährt. Die in meinem Bericht vom 29. Ja- 
nuar 1968 genannten Abordnungen von Länder- 
beamten sind verlängert oder erneuert worden. 
Es wird angestrebt, daß künftig alle Länder einen 
Beamten in die Arbeitsgruppe abordnen. Das 
Bundeskriminaiamt selbst hat z. Z. 13 Beamte 
zu der Arbeitsgruppe abgestellt. Durch die Ein- 
stellung eines qualifizierten Diplommathema- 
tikers ist die Leistungsfähigkeit dieser Arbeits- 
gruppe wesentlich erhöht worden. Die Schwie- 
rigkeiten, die sich der Einstellung eines solch 
qualifizierten Fachmannes entgegengestellt hat- 
ten, machen jedoch deutlich, daß Personalfragen 
auch künftig von erheblicher Bedeutung beim 
Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung in 
der Polizei bleiben werden. 

2. Die im Anschluß an den maschinellen Datenver- 
gleich im Rahmen des Bundesfahndungstages 
fortgeführten Erprobungsarbeiten auf dem Ge- 
biete der Festnahmefahndung sind intensiv wei- 
tergeführt worden. Daran waren deutsche Fler- 
stellerfirmen im Wege eines Forschungsauftra- 
ges des Bundesministeriums für wissenschaftliche 
Forschung beteiligt. Die Versuchsaiifgabe be- 
stand darin, die Vorbereitung für den Druck des 
monatlich erscheinenden Fahndungsbuches Fest- 
nahmen (DFB — F — ) unter Einsatz einer Re- 
chenanlage zu automatisieren und damit zu be- 
schleunigen. Diese Aufgabe kann als gelöst be- 
zeichnet werden. Die praktische Einführung als 
Ersatz für die bisherige manuelle Tätigkeit setzt 
jedoch einen täglichen Änderungsdienst voraus, 
für den weitere Programmierungsarbeiten erfor- 
derlich sind. Untersuchungen haben ergeben, daß 
ohne Schwierigkeiten auch das Fahndungsbuch 
für die Aufenthaltsermittlung (DFB — A — ) in glei- 
cher Weise erstellt werden kann. Es ist dann 
möglich, das Festnahmebuch (DFB — F— ), dessen 
monatlich erscheinenden Nachtrag und das Fahn- 
dungsbuch zur Aufenthaltsermittlung (DFB — A — ) 
am Erscheinungstag wesentlich aktueller heraus- 
zugeben, 

die arbeitstägliche Herausgabe der Personen- 
fahndungskarten zu automatisieren, 

den aktualisierten Datenbestand für automatische 
Vergleiche nach Anforderung interessierten Stel- 
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len jederzeit auf Magnetbändern zur Verfügung 
zu stellen und 

den gesamten Fahndungsdatenbestand sowohl 
im Bundeskriminalamt als auch bei anderen 
Dienststellen zum Grundbestandteil eines umfas- 
senderen Datenbestandes zu benutzen. 

Damit wird ein erster großer Beitrag der elek- 
tronischen Datenverarbeitung zur Intensivierung 
der Verbrechensbekämpfung geleistet. Ferner 
können dadurch für die Kriminalpolizeien der 
Länder nicht unbeträchtliche Einsparungen bei 
der Erstellung regionaler Datenbestände durch 
Übernahme der im Bundeskriminalamt für die 
maschinelle Verarbeitung aufbereiteten Daten 
erzielt werden. 

Der im Bundeskriminalamt im Verlaufe der bis- 
herigen Erprobungsarbeiten mit dem DFB — F — 
aufbereitete Datenbestand umfaßt jetzt bereits 
Angaben über mehr als 60 000 Personen. Die 
Aufbereitung dieses Datenbestandes verursachte 
einen Arbeitsaufwand von etwa zwei Mannjah- 
ren; die Kosten für die Fertigung von Lochkarten 
und die Aufbereitung betragen bisher ca. 80 000 
DM. 

3. Die weiteren Untersuchungen haben gezeigt, daß 
über den Bereich der Fahndungshilfsmittel hin- 
aus zahlreiche w^eitere Teilgebiete kriminalisti- 
scher Arbeit schon jetzt automatisierbar sind 
oder nach entsprechenden Vorarbeiten sein wer- 
den. Große Möglichkeiten für die automatische 
Datenverarbeitung bietet der gesamte Bereich 
der Personen- und Sachauskunft. Allerdings sind 
die Verflechtungen und Querbezüge so zahlreich 
und vielschichtig, daß sich eine isolierte Erschlie- 
ßung von Teilbereichen aus sachlichen Gründen 
von selbst verbietet; das bedeutet aber nicht, 
daß alle Teilbereiche sofort mit einbezogen wer- 
den müssen, wie z. B. der Modus-operandi-Ver- 
gleich oder die Daktyloskopie, von denen im 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht mit Sicher- 
heit feststeht, daß sie nutzbringend automatisier- 
bar sind. Insbesondere auch wegen der begrenz- 
ten und aus mehreren Gründen nicht beliebig 
vermehrbaren Zahl genügend qualifizierter Mit- 
arbeiter soll und kann die angestrebte Gesamt- 
lösung, die man für den Bereich des Bundes- 
kriminalamtes mit „allgemeinem kriminalpolizei- 
lichen Auskunftssystem" bezeichnen könnte, 
schrittweise realisiert werden. Wichtig ist bei 
diesem Verfahren, daß den Querbezügen zwi- 
schen den Teilbereichen und dem nahtlosen In- 
einandergreifen der einzelnen Teilprojekte er- 
höhte Aufmerksamkeit bei der Analyse, der Pla- 
nung und der Realisierung gewidmet wird. 

Einer Automatisierung einiger dieser Bereiche 
kommt hohe Dringlichkeit zu. Bereits heute hat 
der Informationsbestand des Bundeskriminal- 
amtes einen Umfang angenommen, der ohne Be- 
nutzung maschineller Hilfsmittel nicht mehr er- 
schöpfend ausgewertet werden kann. Selbst ein 
erheblicher zusätzlicher Personaleinsatz könnte 
in manchen Bereichen, wie etwa bei mehrdimen- 
sionalen Auswertungsaufgaben, keine Abhilfe 


mehr schaffen. Darüber hinaus bestehen sichere 
Anhaltspunkte dafür, daß sich der Informations- 
bestand des Bundeskriminalamtes im Laufe der 
nächsten 10 Jahre verdoppeln wird und ohne den 
Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen dann 
noch weniger als heute nutzbar sein würde. 

Ein solches automatisches Auskunfts- oder Doku- 
mentationssystem setzt zunächst eine Speiche- 
rung des Informationsbestandes in der Daten- 
verarbeitungsanlage voraus, d. h., in die Anlage 
muß der Informationsbestand zunächst in einer 
aufbereiteten Form eingegeben werden. Gegen- 
wärtig befindet sich der Informationsbestand in 
den Karteien oder kriminalpolizeilichen Unter- 
lagen des Bundeskriminalamtes. Schätzungsweise 
werden selbst bei Einsatz moderner Erfassungs- 
methoden und -geräte eine größere Zahl von 
Schreibkräften und Kriminalbeamten zwei bis 
drei Jahre lang tätig sein müssen, um den gegen- 
wärtigen Informationsbestand maschinengerecht 
und sicher zu erfassen. Daneben wird eine ähn- 
lich große Zahl von Beamten und Schreibkräften 
erforderlich sein, um die täglich eingehenden 
Informationen aufzubereiten und zu erfassen. Es 
kann als sicher angesehen werden, daß mit 
Wirksamwerden dieses automatischen Auskunfts- 
systems der tägliche Informationsanfall noch zu- 
nehmen wird, damit aber auch die personellen 
und materiellen Aufwendungen für seine Erfas- 
sung. 

Angesichts der Arbeitsmarktlage ist die Gewin- 
nung des erforderlichen Personals für die Erfas- 
sungsarbeiten schwierig. Es wird deshalb zu 
prüfen sein, ob die Aufbereitung des Informa- 
tionsbestandes unter Wahrung der Vertraulich- 
keit Privatunternehmen übertragen werden kann; 
die finanziellen Aufwendungen dafür werden 
allerdings erheblich sein. Unter Umständen 
kommt nach einer gewissen Anlaufzeit auch die 
Anmietung einer kleinen Datenverarbeitungsan- 
lage eigens für diese Zwecke der Datenerfassung 
als kostengünstigere Lösung in Betracht, mit der 
nebenher noch die Fahndungshilfsmittel auto- 
matisch erstellt werden könnten, die sonst in 
Lohnauftrag gegeben werden müssen. 

Dieses automatische Auskunftssystem wird nach 
den bisherigen Erkenntnissen nicht vor Ablauf 
von zwei bis drei Jahren zu verwirklichen sein. 

4. Bei seinen Vorbereitungsarbeiten muß das Bun- 
deskriminalamt darauf achten, daß die Entwick- 
lung in der Kriminalpolizei in Bund und Ländern 
nicht auseinanderläuft. Die bei den verschiede- 
nen Polizeidienststellen vorhandenen Informa- 
tionsunterlagen werden nicht in gleichem Um- 
fange erfaßt. In vielen Fällen wird es sich aus 
der Aufgabenstellung der einzelnen Polizei- 
dienststelle sogar ergeben, daß dort andere Un- 
terlagen als bei dem Bundeskriminalamt als Zen- 
tralstelle gesammelt werden müssen. Sinnvoll 
erscheint eine Absprache über einen bestimmten 
Grunddatensatz. Deshalb wird das Bundeskrimi- 
nalamt mit den in der elektronischen Datenver- 
arbeitung tätigen sachverständigen Beamten der 
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Länder regelmäßige Koordinierungsgespräche 
führen. 

In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß 
ein künftiges Zusammenwirken von Bund und 
Ländern beim Einsatz der elektronischen Daten- 
verarbeitung nicht unbedingt davon abhängig 
sein wird, daß alle Dienststellen mit dem glei- 
chen Maschinensystem ausgestattet sind. In eini- 
ger Zeit wird es technisch keine Schwierigkeiten 
mehr, wohl aber gewisse Aufwendungen 
verursachen, auch bei verschiedenen Anlagen 
einen Verbund mit dem Ziele des gegenseitigen 
Nachrichtenaustausches herzustellen. 

Ein solcher Verbund hätte ein Datenübertragungs- 
netz zur Voraussetzung, das von der Deutschen 
Bundespost installiert und für Zwecke der Krimi- 
nalpolizei angemietet werden müßte. Die Ent- 
scheidung über die Errichtung eines dem Bild- 
übertragungsnetz entsprechenden Datenüber- 
tragungsnetzes ist aber erst zu einem Zeitpunkt 
notwendig, zu dem bei mehreren Polizeidienst- 
stellen entsprechende EDV-Anlagen vorhanden 
sind. 


D. 

Ergebnis der in dem Bericht des Bundesministers des 
Innern vom 24. April 1968 angeführten Erörterungen 
mit den Ländern über die Ausbildung der Kriminal- 
beamten 

Die in dem Bericht vom 24. April 1968 erwähnten 
Erörterungen mit den Ländern sind weitergeführt 
worden. Sie konzentrierten sich zunächst auf die be- 
sonders dringliche Frage der Spezialausbildung in 
der Kriminalpolizei. 

Die Kriminalpolizei muß sich durch Spezialisierung 
ihrer Kriminalbeamten auf die besonderen Arbeits- 
methoden der Verbrecher einstellen, wenn sie das 
Verbrechen schneller und intensiver bekämpfen will. 

Mit den Ländern konnten auf der letzten Sitzung 
des Arbeitskreises II „öffentliche Sicherheit und 
Ordnung" der Arbeitsgemeinschaft der Innenmini- 
ster der Bundesländer Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Spezialausbildung bei der Kriminalpolizei 
abgestimmt werden. Die Spezialausbildung wird in 
der Weise zwischen den Ländern und dem Bundes- 
kriminalamt koordiniert, daß die jeweils am besten 
hierfür befähigte Stelle die Ausbildung nicht nur für 
ihre eigenen Beamten, sondern auch für die Beamten 
anderer Länder übernimmt. In einer Reihe von Fäl- 
len wird das Bundeskriminalamt die Spezialausbil- 
dung für die gesamte Kriminalpolizei in der Bundes- 
republik übernehmen können. 

Es ist ferner eine bisher noch fehlende Vereinbarung 
über Art und Umfang der Vorausbildung der An- 
wärter für den höheren Dienst getroffen worden. 
Die dem eigentlichen Fachlehrgang vorausgehende 
Mindestvorbereitungszeit soll künftig auf 18 Monate 
erweitert werden. 


Vorschläge über eine Vereinheitlichung und Ver- 
besserung der Allgemeinausbildung für die gesamte 
Kriminalpolizei einschließlich der Beamten des Bun- 
deskriminalamtes befinden sich noch im Stadium der 
Erörterungen. Der Arbeitskreis wird sich auf seiner 
nächsten Sitzung mit dieser Frage beschäftigen. 


E. 

Konsequenzen, die sich aus den unter D. angeführ- 
ten Erörterungen für die Gestaltung der Laufbah- 
nen der Polizeivollzugsbeamten des Bundes ergeben 

Da die unter D. erwähnten Erörterungen über die 
Allgemeinausbildung noch nicht abgeschlossen sind, 
lassen sich Konsequenzen für die Gestaltung der 
Laufbahnen des kriminalpolizeilichen Vollzugsdien- 
stes des Bundes noch nicht ziehen. 


F. 

Auswirkungen, die sich aus den einschränkenden 
Bestimmungen der Strafprozeßnovelle über die An- 
ordnung der Untersuchungshaft auf die Verbrechens- 
bekämpfung ergeben haben 

Die Erörterungen über die Auswirkungen der Straf- 
prozeßnovelle auf die Verbrechensbekämpfung sind 
noch nicht zu einem Abschluß gekommen. Hierüber 
wird in Kürze im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Justiz gesondert berichtet werden. 


G. 

Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung aus der 
öffentlichen Informationssitzung des Innenausschus- 
ses am 24. Oktober 1968 zieht, insbesondere über 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit den Mas- 
senmedien 

1. Die Ausführungen von Vertretern der Presse und 
des Fernsehens in der öffentlichen Informations- 
sitzung des Innenausschusses am 24. Oktober 
1968 haben die Auffassung erhärtet, daß die 
Massenmedien eine Intensivierung der Verbre- 
chensbekämpfung wirkungsvoll unterstützen 
können. Deshalb sollte die Kriminalpolizei die 
hier gegebenen Möglichkeiten ausnutzen und 
alle Bestrebungen der Massenmedien in dieser 
Richtung unterstützen. 

Im vergangenen Jahr ist die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der vorbeugenden Verbrechens- 
bekämpfung über die in meinem Bericht vom 
24. April 1968 genannten Fälle hinaus insbeson- 
dere auf die Sendereihe im Zweiten Deutschen 
Fernsehen „Aktenzeichen XY-ungelöst" erweitert 
worden. Der Wert dieser Sendung liegt beson- 
ders darin, das kriminalpolitische Anliegen deut- 
lich zu machen, daß die Kriminalpolizei auf die 
Mithilfe des einzelnen Staatsbürgers angewiesen 
ist. Hinsichtlich des eigenen kriminalpolizeilichen 
Vorbeugungsprogramms ist in der Zwischenzeit 
Einverständnis mit der Arbeitsgemeinschaft der 
Rundfunkanstalten darüber erzielt worden, daß 
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in den gemeinsamen Abendsendungen Themen 
des kriminalpolizeilichen Vorbeugungsprogramms 
behandelt werden. 

2. In der öffentlichen Informatiossitzung des Innen- 
ausschusses ist ferner deutlich geworden, daß in 
der Bundesrepublik noch viele Fragen der Krimi- 
nalität wissenschaftlich noch wenig erforscht sind. 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat diesen 
Mangel ebenfalls erkannt und im vergangenen 
Jahr das Fachgebiet „Empirische Kriminologie“ 
zu einem besonders zu fördernden Schwerpunkt- 


programm erklärt. Mit Hilfe dieses Programms 
sind in der Zwischenzeit schon eine Reihe von 
Forschungsvorhaben von verschiedenen Institu- 
ten eingeleitet worden. Diese Vorhaben im wis- 
senschaftlichen Bereich sollen ergänzt werden 
durch intensivierte Untersuchungen bei dem Bun- 
deskriminalamt. Hierzu wird es allerdings noch 
eines weiteren personellen Ausbaus des Krimi- 
nalistischen Instituts beim Bundeskriminalamt 
bedürfen; die hierzu erforderlichen Schritte sind 
eingeleitet. 

Benda 
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